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Vom deutschen Philosophen Georg Wilhelm Friedrich Hegel stammt die sinnige Bemerkung, 
dass man erst dann weiß, wann etwas begonnen hat, wenn es zu Ende ist. Die Menschen, die 
den "schwarzen Freitag" des Jahres 1929 erlebten, wussten nicht, dass dies der Beginn eines 
der furchtbarsten Kapitel der neueren Geschichte war. Die Menschen, die im Jahre 2008 den 
Zusammenbruch traditionsreicher Banken und Automobilhersteller erlebten, wissen noch 
immer nicht, welche Seite im Buch der Geschichte damit aufgeschlagen wurde. Erst im 
Rückblick werden wir erkennen, ob überhaupt und in welcher Krise wir uns am Ende des 
ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts befunden haben. 
 
Diese Überlegung ist keine unnötige geschichtsphilosophische Spekulation. Denn sie zeigt, 
dass die Einschätzung der Lage und, davon abhängig, die Frage, was zu tun sei, selbst in 
hohem Maße Spekulation sind. Wann ist eine Krise eine Krise? Wenn die Börsenkurse 
abstürzen? Wenn das Wirtschaftswachstum zurückgeht? Wenn die Inflation steigt? Wenn die 
Arbeitslosenrate zunimmt? Wenn in Umfragen Angst und Zorn bekundet werden? Oder ist 
eine Krise erst eine Krise, wenn es politische Radikalisierung, Massendemonstrationen, 
Barrikaden, Streiks, Plünderungen, brennende Stadtviertel gibt? Weil wir keine verlässlichen 
Indikatoren haben, um das Ausmaß und den Charakter der Krise festzustellen, haben wir auch 
keine wirklich plausiblen Theorien über die Ursachen dieser Krise. Insofern bietet die Krise 
tatsächlich jedem eine Chance: Jeder kann die Ursache dort sehen, wo es ihm gerade beliebt. 
Der unregulierte Finanzsektor, die Gier der Manager, die Gier der kleinen Anleger, die faulen 
Kredite der Amerikaner, der Kasinokapitalismus, eine falsche Industriepolitik, zuviel oder 
zuwenig Staat, zuviel oder zuwenig privat, das Versagen der Märkte oder der Eingriff in 
diese: Die Liste ließe sich fortsetzen, und spiegelte doch nur die Interessen derjenigen wider, 
die sich mit der einen oder anderen Vermutung dazu äußern. Sollte diese Krise tatsächlich 
gravierende soziale und politische Folgen haben, wird man noch in Jahrzehnten darüber 
streiten, was nun die tieferen Ursachen und die eigentlichen Auslöser waren; sollte diese 
Krise nach einer kurzen Rezession wieder zu einer Erholung der Wirtschaft und zur 
Fortsetzung des Üblichen führen, wird sie nicht viel mehr als eine Fußnote für die Diskurse 
der Zukunft abgeben. 
 
Eine "Krise", so legt es die Etymologie dieses Wortes nahe, ist eine Phase, in der sich die 
Dinge scheiden. Das griechische Verb krínein bedeutet trennen oder unterscheiden, die davon 
abgeleitete kritikē téchnē, die "Kritik",  bezeichnet die Kunst der Beurteilung, die auf der 
Fähigkeit beruht zu unterscheiden und Unterschiede zu erkennen. "Kritik" und "Krise" 
stammen aus derselben sprachlichen Wurzel, und sie markieren Grenzen. Nur während wir in 
der Kritik Unterscheidungen vornehmen, werden wir in der Krise von Unterscheidungen 
getroffen. Krise ist vorab ein Synonym für Differenzerfahrungen. Es ändert sich etwas, und es 
steht zu erwarten, dass nachher nichts mehr so sein wird wie vorher.  
 
Was hat sich also so verändert, dass wir von einer Krise sprechen müssen? An welchen 
Kriterien lässt sich jene Grenze festlegen, die die Krise vom Normalzustand trennt? Wann 
sind jene "kritischen" Zustände erreicht, die etwas kippen lassen? Konjunkturzyklen und 
damit verbundene steigende oder sinkende Zahlen von Arbeitslosen, platzende 
Spekulationsblasen, das Auf und Ab an den Börsen, Insolvenzen und Neugründungen von 
Unternehmen, stagnierende oder sinkende Wachstumsraten: All das gehört zum Alltag des 



Kapitalismus. Früher sagte man gerne, dass der Kapitalismus prinzipiell krisenanfällig sei, ja 
geradezu von diesen krisenhaften Zyklen lebe. So gesehen wäre die Krise des Kapitalismus 
keine Krise, sondern seine Normalität. In den letzten Jahren haben wird uns aber gerne 
einreden lassen, dass es gelungen sei, dieser Krisenanfälligkeit Herr zu werden, und dass die 
Normalität des Kapitalismus nun ein ständiges Wachstum sei, von dem alle, die einen mehr 
und schneller, die anderen langsamer und weniger profitierten. Kaum einer der renommierten 
Wirtschafts-, Trend- und Zukunftsforschern hatte deshalb auch diese Krise kommen sehen. 
Sie gehörte nicht mehr zum Bild unserer Welt. Es mangelte ihnen an Urteilskraft; anders 
formuliert: an Unterscheidungskraft. Man könnte also auch sagen: Was jetzt geschieht, ist die 
Rückkehr zu einer vergessenen Normalität. Und diese erleben wir paradoxerweise als Krise.  
 
Diese Rückkehr zur "Normalität" zeigt sich in vielen Bereichen der Gesellschaft. Krisen, 
wenn es welche sind, holen die Fiktionen und Illusionen einer Gesellschaft zurück auf den 
Boden der Realität. Dafür muss man den Blick schärfen. Jetzt zeigt sich: Ohne Staat, das heißt 
ohne politische Entscheidungen, geht nichts. Egal, was man den Märkten alles zutraut und 
wie man die Ursachen der Krise definiert: Dass der Ausweg nur über staatliche 
Interventionen, Garantien und Bürgschaften führen kann, war bald klar. Wie schnell sich 
allerdings die ehemaligen Propagandisten der freien Märkte nun bei dem lange lächerlich 
gemachten Staat um Aushilfszahlungen, ja sogar um Teilverstaatlichungen anstellten, ist 
einigermaßen verdächtig. Wer so schnell seine Gesinnung ändert, hatte offenbar gar keine – 
oder er ändert sie gar nicht, sondern holt sich nur, wo es etwas zu holen gibt. Die beliebte 
These, dass nun der Staat - also die verpönte öffentliche Hand - einspringen soll, um zu retten, 
was zu retten ist, um dann, wenn die Krise vorbei ist, sich vornehm und ausgeblutet 
zurückzuziehen, um dem privaten Gewinnstreben wieder das Feld zu überlassen, ist nicht nur 
ein wenig frivol, sondern zeugt vor allem davon, dass wir von einer wirklichen Renaissance 
des Politischen und der politischen Unterscheidungs- und Entscheidungskraft sowie einer 
damit verbundenen Neutralisierung des Primats der Ökonomie noch weit entfernt sind. Eher 
drängt sich manchmal die Vermutung auf, dass die Krise bewusst auch beschworen wurde, 
um mit ihrer Hilfe das zu bekommen, was ohne Krise nur schwer möglich gewesen wäre. Erst 
jetzt sind "schmerzhafte Einschnitte" kein Problem mehr, denn wer wollte in einer schweren 
Krise noch überzogene Forderungen stellen? Natürlich hat jede Krise disziplinierende 
Wirkung, und manche Rede zur Krise, vor allem die rituell gewordenen Aufrufe zum Sparen, 
kann ihre Nähe zur barocken Predigt auch nicht verleugnen.  
 
Die Rückkehr zur "Normalität" zeigt sich aber auch darin, dass auch die "virtuelle" Ökonomie 
hart auf die "Realität" geprallt ist. Es ist noch immer die Irritation der Realwirtschaft und dort 
in erster Linie die klassische industrielle Produktion, die den Maßstab für die Tiefe der Krise 
abgibt und wo auch die schärfsten sozialen Auswirkungen zu spüren sind. Von der 
Wissensgesellschaft sind wir in der Krise weiter entfernt denn je; und wäre es nicht so traurig, 
dann könnte man auch darüber staunen, dass gerade auch von Unternehmerseite, die sich ja 
schon ständig in der Zukunft wähnte, nun Krisenbewältigungsvorschläge kommen, die ganz 
an den frühkapitalistischen Verhältnissen des 19. Jahrhunderts orientiert sind: Lohnverzicht 
und Arbeitszeitverlängerung, bei gleichzeitiger realer Kurzarbeit und tendenzieller 
Massenarbeitslosigkeit. Es mag schon stimmen, dass nur durch solche Maßnahmen kurz- oder 
mittelfristig die Wirtschaft wieder in Schwung kommen kann; aber man muss das weder ein 
zukunftsorientiertes Konzept noch eine postindustrielle Gesellschaft nennen. Auch hier gilt 
es, zu unterscheiden und eine scharfe Grenze zwischen wohltönender Rhetorik und den 
Lebenswirklichkeiten zu ziehen. 
 
Auf den Boden der Realität zurückgeholt wurde aber auch die gesamte Leitbildideologie der 
letzten Jahre. Galten bis vor kurzem der "Manager" und das "Unternehmen" noch so sehr als 



Modelle für alle Lebensbereiche, dass Professoren zu Wissensmanagern und 
Museumsdirektoren zu CEOs avancierten, und man nicht nur öffentliche Institutionen, 
Bildungseinrichtungen, Krankenhäuser und Kirchen, sondern die "res publica" insgesamt am 
liebsten als "Unternehmen" gesehen hätte, das nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
gewinnorientiert zu führen war, sind diese Denkmuster nun einigermaßen ramponiert. Galt 
vor kurzem der Satz: "In der Privatwirtschaft wäre dies nicht möglich" als schlechterdings 
unwiderlegbares universales Argument, weiß man mittlerweile, was in der Privatwirtschaft so 
alles möglich ist. Das bedeutet nicht, dass man zu alten, antiquierten Leitbildern 
bürokratischer Herrschaft zurückkehren muss; aber die Einsicht, dass es für verschiedene 
Tätigkeiten auch verschiedene Anforderungen gibt, die nicht alle im Modell des Managers 
oder Unternehmens Platz haben, könnte die Krise schon mit sich bringen. Und angesichts 
dessen, was in letzter Zeit an Spitzenmanagern, Lobbyisten und Beratern zu sehen war, 
gewinnt das Bild des unbestechlichen Beamten doch wieder an Charme. 
 
Die Unsicherheit, wie wir die Gegenwart verstehen sollen, drückt sich in letzter Instanz aber 
in unserem Verhalten aus. Würde diese Krise tatsächlich an die Wurzeln unseres Systems 
reichen – was noch nicht ausgeschlossen werden kann –, müssten wir versuchen, mit einer 
prinzipiellen Kritik des Kapitalismus darauf zu reagieren. Die Geschichte hat uns aber in 
dieser Hinsicht die Hände gebunden. Die furchtbaren Erfahrungen, die die Menschheit mit 
allen Versuchen, den Kapitalismus zu überwinden, gemacht hat, erlauben es uns nicht mehr, 
blauäugig an einer großen Alternative zu basteln, obwohl sie natürlich denkmöglich wäre. Der 
Kapitalismus ist kein Naturgesetz, auch wenn das manche seiner Apologeten gerne so sähen, 
und sich wegen des Scheiterns realsozialistischer Experimente die Lektüre von Marx zu 
verbieten, ist nicht besonders klug. Aber am historischen Horizont zeichnet sich keine 
Perspektive einer Überwindung des Kapitalismus ab. Realistischer wäre unter der Annahme 
einer fundamentalen Systemkrise der Versuch, jene Balancen zwischen privaten Interessen 
und öffentlichem Wohl, zwischen Markt und Staat, zwischen individueller Freiheit und 
sozialer Sicherheit, zwischen schrankenloser Gier und verantwortungsbewusster Mäßigung 
wieder zu finden oder überhaupt erst herzustellen, an denen es offenbar mangelt. Dazu aber 
gehört auch ein Bewusstsein von Grenzen und von Differenzen, von Unterschieden und ihrer 
Bedeutung jenseits der aller Moral. 
 
Unterscheidungen zu treffen, wird einer Zeit schwer, die sich prinzipiell davor scheut, 
überhaupt noch Unterscheidungen im Denken zuzulassen – denn unterscheiden bedeutet 
ausschließen, und das behagt der aktuellen Inklusionsrhetorik wenig. Grenzen zu ziehen, sei 
es in der Wirklichkeit, sei es im Denken, gilt als unfein. Der Zeitgeist will Grenzen 
überschreiten, beseitigen, aufheben, zum Verschwinden bringen. Er täuscht sich damit 
allerdings über die Funktion und Möglichkeiten von Grenzen ebenso wie über die Bedeutung, 
die diese für die Analyse und Bewältigung von Krisen einnehmen müssen. Aber auch 
derjenige, der aus guten Gründen Grenzen zum Verschwinden bringen will, müsste das Lob 
der Grenze singen, denn nur diese signalisiert ihm, was die Grenze einst schied und was nun 
offenbar hinfällig geworden ist. Es lohnt sich deshalb, einmal darüber nachzudenken, wie 
alles begann, wann, wo und warum erste Grenzen gezogen werden müssen, wann und unter 
welchen Bedingungen Grenzen aufgehoben oder überaschritten werden können, wer durch 
Grenzen ausgeschlossen, aber unter Umständen auch geschützt werden kann, entlang welcher 
Bruchlinien im Denken und in der Wirklichkeit die Grenzen unserer Tage verlaufen, wo, im 
Kleinen wie im Großen, in einer Stadt und in Europa, in der Gegenwart und in der Zukunft 
Grenzen virulent sind und wann wir an äußerste Grenzen stoßen, die, weil unüberschreitbar, 
keine Grenzen mehr sind. 
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